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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ursula GREBENICEK als Vorsitzende und den Richter Mag.
Christian DOLLINGER sowie die fachkundige Laienrichterin Dr. Regina BAUMGARTL als Beisitzer iber die Beschwerde
von XXXX, geboren am XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fiir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle
Wien vom XXXX, betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemald 8§ 40, § 41
und § 45 Bundesbehindertengesetz (BBG), zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen und der angefochtene Bescheid bestatigt.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Am 27.08.2015 hat die Beschwerdefihrerin beim Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:

Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behorde genannt) unter Vorlage eines Befundkonvolutes einen Antrag
auf Ausstellung eines Behindertenpasses gestellt. Begriindend wurde ausgefiihrt, dass die Beschwerdefiihrerin an
Osteoporose der LWS, Osteopenie im Bereich des Femurs bds., geringer dorsomedianer Vorwdélbung von
bandscheibenisointensem Material und einer Varusgonarthrose der Knie leide.

1.1. Zur Uberpriifung des Antrages wurde von der belangten Behérde ein Sachverstindigengutachten von Dr. XXXX,
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Arzt fur Allgemeinmedizin, basierend auf der personlichen Untersuchung der Beschwerdefihrerin am 28.10.2015, mit
dem Ergebnis eingeholt, dass keine einschatzungsrelevante Gesundheitsschadigung und somit kein Grad der
Behinderung vorliege.

1.2. Mit dem angefochtenen Bescheid hat die belangte Behdrde den Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses
gemal’ 8 40, 8 41 und § 45 BBG abgewiesen und keinen Grad der Behinderung festgestellt.

2. Gegen diesen Bescheid wurde von der Beschwerdefiihrerin fristgerecht Beschwerde erhoben. Ohne Vorlage von
Beweismitteln wurde im Wesentlichen vorgebracht, die Einschatzung mit keinem Grad der Behinderung werde der
gesundheitlichen Situation nicht gerecht. Die im Antrag angefihrten Gesundheitsschadigungen - welche eine deutliche
Auswirkung auf den Alltag hatten - seien nicht entsprechend berucksichtigt worden. Sie leide auf Grund ihrer
beruflichen Tatigkeit am Computer oft unter Rickenschmerzen im Lendenwirbelbereich und brauche Hilfe fur
anstrengende Tatigkeiten im Haushalt. Die Osteoporose habe eine zusatzliche Auswirkung auf die Grunderkrankung,
hinzu komme noch die Notwendigkeit einer Substitution bzw. medikamentdser Therapie, was nicht nur einen
Risikofaktor darstelle. Neben den kérperlichen Schmerzen wie Rickenbeschwerden und
Erschitterungsempfindlichkeit, kimen auch Auswirkungen auf die Psyche in Form von Unsicherheit und Angstlichkeit

hinzu. Auch sei die Behandlung der Beschwerden mit nicht unerheblichen Kosten verbunden.

2.1.  Zur Uberprifung des Beschwerdegegenstandes wurde vom  Bundesverwaltungsgericht ein
Sachverstiandigengutachten von Dr. XXXX, Fachérztin fur Unfallchirurgie und Arztin fir Allgemeinmedizin, basierend auf
der personlichen Untersuchung der Beschwerdefihrerin am 30.03.2016, mit dem Ergebnis eingeholt, dass keine
einschatzungsrelevante Gesundheitsschadigung und somit kein Grad der Behinderung vorliege.

2.2. Im Rahmen des vom Bundesverwaltungsgericht gemal8 17 VwGVG iVm§ 45 Abs. 3 AVG mit Hinweis auf die
Neuerungsbeschrankung gemaR § 46 BBG erteilten Parteiengehdrs haben weder die belangte Behdrde noch die
Beschwerdefiihrerin Einwendungen erhoben.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Da sich die Beschwerdeflihrerin mit dem im angefochtenen Bescheid festgestellten Grad der Behinderung nicht

einverstanden erklart hat, war dieser zu Uberprufen.
1. Feststellungen:

1.1. Die Beschwerdeflhrerin erfllt die allgemeinen Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses. Die

Beschwerdefihrerin hat ihren Wohnsitz im Inland.

1.2. Der Gesamtgrad der Behinderung betragt 0 vH.

1.2.1. Ausmal der Funktionseinschrankungen:

Allgemeinzustand und Ernahrungszustand sind gut. Caput/Collum:

klinisch unauffalliges Hor- und Sehvermdégen. Thorax: Symmetrisch, elastisch. Atemexkursion seitengleich, sonorer
Klopfschall, VA. HAT rein, rhythmisch. RR 120/80. Abdomen: Klinisch unauffallig, keine pathologischen Resistenzen

tastbar, kein Druckschmerz. Integument unauffallig.

Schulterglrtel und beide oberen Extremitdten: Rechtshander. Der Schulterglrtel steht horizontal, symmetrische
Muskelverhaltnisse. Die Durchblutung ist ungestort, die Sensibilitait wird als ungestort angegeben. Die

Benultzungszeichen sind seitengleich vorhanden. Samtliche Gelenke sind bandfest und klinisch unauffallig. Aktive

Beweglichkeit: Schultern, Ellbogengelenke, Unterarmdrehung, Handgelenke, Daumen und Langfinger seitengleich frei
beweglich. Grob- und Spitzgriff sind uneingeschrankt durchfuhrbar. Der Faustschluss ist komplett, Fingerspreizen
beidseits unauffallig, die grobe Kraft in etwa seitengleich, Tonus und Trophik unauffallig. Nacken- und Schiirzengriff

sind uneingeschrankt durchfihrbar.

Becken und beide unteren Extremitdten: Freies Stehen sicher moglich, Zehenballengang und Fersengang beidseits
ohne Anhalten und ohne Einsinken durchfiihrbar. Der Einbeinstand ist ohne Anhalten méglich. Die tiefe Hocke ist
moglich. Die Beinachse ist im Lot. Symmetrische Muskelverhaltnisse. Beinlange ident. Die Durchblutung ist ungestort,
keine Odeme, keine Varizen, die Sensibilitat wird als ungestért angegeben. Die Beschwielung ist in etwa seitengleich.
Samtliche Gelenke sind bandfest und klinisch unauffallig. Aktive
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Beweglichkeit: HUften S beidseits 0/130, IR/AR beidseits 30/0/40, Knie beidseits 0/0/140, Sprunggelenke und Zehen
sind seitengleich frei beweglich. Das Abheben der gestreckten unteren Extremitat ist beidseits bis 100° bei KG 5
moglich.

Wirbelsaule: Schultergiirtel und Becken stehen horizontal, in etwa im Lot, regelrechte Krimmungsverhaltnisse. Die
Rickenmuskulatur ist symmetrisch ausgebildet. Kein Hartspann. Kein Klopfschmerz Gber der Wirbelsaule, I1SG und
Ischiadicusdruckpunkte sind frei. Aktive

Beweglichkeit: HWS: in allen Ebenen frei beweglich. BWS/LWS: FBA: 10 ¢cm, in allen Ebenen frei beweglich. Schober
10/15, Ott 30/33. Lasegue bds. negativ, Muskeleigenreflexe seitengleich auslésbar.

Gesamtmobilitat - Gangbild: Das Gangbild hinkfrei und unauffallig, zugig. Das Aus- und Ankleiden wird selbstandig im
Sitzen durchgefihrt.

Status psychicus: Allseits orientiert; Merkfahigkeit, Konzentration und Antrieb unauffallig; Stimmungslage
ausgeglichen.

1.2.2. Beurteilung der Funktionseinschrankungen:
Es liegt keine einschatzungsrelevante Gesundheitsschadigung vor.
2. Beweiswurdigung:

Zu 1.1.) Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich aus dem diesbeziglich unbedenklichen,
widerspruchsfreien und unbestrittenen Akteninhalt.

Zu 1.2) Die Feststellungen zu Art und Ausmalf3 der Funktionseinschrankungen griinden sich - in freier Beweiswurdigung
- in nachstehend ausgefihrtem Umfang auf die vorgelegten und eingeholten Beweismittel:

Das eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten Dris. XXXX ist schlissig, nachvollziehbar und frei von
Widersprichen. Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmal ausfihrlich eingegangen. Die getroffene
Einschatzung, basierend auf dem im Rahmen personlicher Untersuchung der Beschwerdefuhrerin erhobenen
klinischen Befund, entspricht unter Berucksichtigung der vorgelegten Beweismittel den festgestellten
Funktionseinschrankungen.

Die Beweismittel stehen hinsichtlich des klinischen Befundes nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten
Sachverstandigenbeweises, es wird kein anderes Funktionsdefizit beschrieben als gutachterlich festgestellt wurde und
sie enthalten auch keine neuen facharztlichen Aspekte, welche unberucksichtigt geblieben sind.

Die vorgelegten Beweismittel sind in die Beurteilung eingeflossen, Dr. XXXX hat sich eingehend damit
auseinandergesetzt und fuhrt dazu Uberzeugend und nachvollziehbar Folgendes aus:

? Entlassungsbericht Kurzentrum Bad Eisenkappel von 07/2015:
Verspannungen und Beschwerden im HWS-Bereich und LWS-Bereich.

? MRT der LWS vom 16.06.2015: eine Discusprotrusion im Segment L2/3 ist festgestellt worden. Diese Befunde
untermauern die Richtigkeit der getroffenen Beurteilung, da weder relevante Funktionseinschrankungen noch ein
radikulares Defizit dokumentiert wurden. Vielmehr konnte im orthopadischen Status ein unauffalliger Befund und ein
unauffalliges Gangbild festgestellt werden.

? Im Befund der Knochendichtemessung, vom 06.05.2015, mit maximalem T-Score von -2,8 wird eine Osteoporose im
Bereich der LWS festgestellt. Die Osteoporose per se stellt kein behinderungswirksames Leiden dar.

? Im Rontgen beider Kniegelenke vom 12.11.2014 wird eine incipiente Varusgonarthrose beidseits festgestellt.
Rontgenbefunde stellen Hintergrundformationen dar, maRRgeblich fur die Einschatzung als behinderungsrelevantes
Leiden sind jedoch objektivierbare Funktionseinschrankungen. Es konnte jedoch keine funktionelle Beeintrachtigung
festgestellt werden, daher keine Einstufung mdglich.

Die Sachverstandige begrindet ihre Beurteilung fachéarztlich Uberzeugend und im Einklang mit der
Einschatzungsverordnung damit, dass weder im Bereich der Wirbelsdule noch im Bereich beider Kniegelenke eine
einschatzungsrelevante Funktionsbeeintrachtigung festgestellt werden konnte und die Osteoporose fur sich kein

einschatzungswurdiges Leiden darstellt, da Folgeschaden nicht dokumentiert sind, weshalb auch die angeflhrte



Sturzgefahr nicht nachvollzogen werden kann. Zusammenfassend halt die Sachverstandige nachvollziehbar fest, dass
die angegebenen Leiden zwar in einer wechselseitigen Beziehung zueinander stehen, jedoch deren Ausmal3 so gering
ist, dass keine Einstufung als behinderungsrelevantes Leiden mdglich ist.

Bezugnehmend auf den Einwand der Beschwerdeflhrerin, dass ihr kérperlicher Gesundheitszustand Auswirkungen
auf die Psyche habe, beschreit Dr. XXXX anschaulich, dass die angegebene Angstlichkeit und Unsicherheit ohne
facharztlichen Nachweis eines langerfristigen durchgehenden Behandlungserfordernisses keinen Behinderungsgrad
erreichen.

Das Sachverstandigengutachten Dris. XXXX steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten
Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren
Beurteilung beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Die Krankengeschichte der Beschwerdefihrerin wurde umfassend und differenziert nach den konkret vorliegenden
Krankheitsbildern auch im Zusammenwirken zueinander berucksichtigt.

Das Beschwerdevorbringen war nicht geeignet, die gutachterliche Beurteilung, wonach keine einschatzungsrelevante
Gesundheitsschadigung und somit kein Grad der Behinderung vorliegt, zu entkrdften. Die Angaben der
Beschwerdefuhrerin konnten nicht Gber den erstellten Befund hinaus objektiviert werden.

Vielmehr haben die Verfahrensparteien den Inhalt der eingeholten Sachverstandigengutachten im Rahmen des vom
Bundesverwaltungsgericht erteilten Parteiengehdrs unbeeinsprucht zur Kenntnis genommen.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemal §& 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemal3 § 45 Abs. 3 BBG hat in
Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des
Grades der Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.
Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (§ 1 leg.cit.).

Gemal § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behoérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemal § 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemald § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mafgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden kérperlichen,
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geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)

Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder
einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen (8 45) ein Behindertenpal? auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fur sie erhohte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-einstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.

(8 40 Abs. 1 BBG)

Behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angeflUhrten Personenkreis angehdren, ist ein Behindertenpal3
auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von Vereinbarungen
des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist. (8 40 Abs. 2 BBG)

Die HOhe des Freibetrages bestimmt sich nach dem AusmaB der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der
Behinderung). Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in Fallen,

1.in denen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der hiefir maf3gebenden Einschatzung,

2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fur die Einschatzung bestehen, nach 8 7 und § 9 Abs. 1 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, fur die von ihr
umfassten Bereiche.

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmald der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) sind
durch eine amtliche Bescheinigung der fir diese Feststellung zustandigen Stelle nachzuweisen.

Zustandige Stelle ist:

- Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (8 11 Abs. 2 des Opferflirsorgegesetzes,BGBI. Nr.
183/1947).

- Die Sozialversicherungstrager bei Berufskrankheiten oder Berufsunfallen von Arbeitnehmern.

- In allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch Ausstellung eines Behindertenpasses
nach 88 40 ff des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen
ergehenden Bescheid zu bescheinigen.

(8 35 Abs. 2 Einkommensteuergesetz 1988)

Als Nachweis flr das Vorliegen der im 8 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskraftige Bescheid eines
Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBI.
Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Gber die Gewahrung
der erhéhten Familienbeihilfe gemal3 8 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wenn
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1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur
mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des 8 40 Abs. 2 vorliegt.
(8 41 Abs. 1 BBG)

81,841 Abs. 1 und 2, § 55 Abs. 4 und 5 in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 81/2010 treten mit 1.
September 2010 in Kraft. (8 54 Abs. 12 BBG auszugsweise)

Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu
enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen. (8§ 42 Abs. 1 BBG)

Der Behindertenpal ist unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den Voraussetzungen zu erwarten ist. § 42
Abs. 2 BBG)

Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschatzung des
Grades der Behinderung sind unter Anschlul3 der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen einzubringen. (§ 45 Abs. 1 BBG)

Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal3 Abs. 1 nicht stattgegeben, das Verfahren eingestellt (8
41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu. (§ 45 Abs.
2 BBG)

Wie unter Punkt Il. 2. bereits ausgefuhrt, ist das Beschwerdevorbringen nicht geeignet darzutun, dass die Feststellung,
dass kein Grad der Behinderung vorliegt, nicht dem tatsachlichen Leidensausmald der Beschwerdefihrerin
entsprache.

Da kein Grad der Behinderung festgestellt wurde und somit die Voraussetzungen fir die Ausstellung eines
Behindertenpasses nicht erfullt sind, war spruchgemal zu entscheiden.

2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche
mundliche Verhandlung durchzufihren.

(8 24 Abs. 1 VWGVG)
Die Verhandlung kann entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurtickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fir rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zuriickzuweisen oder abzuweisen ist.
(8 24 Abs. 2 VWGVG)

Der Beschwerdeflihrer hat die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu
beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht
Ubersteigender Frist einen Antrag auf Durchfiihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfiihrung einer
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden. (8 24 Abs. 3 VWGVG)

Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines
Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine
weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der
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Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. (§ 24 Abs. 4 VwWGVG)

Das Verwaltungsgericht kann von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien
ausdrucklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart
werden. (8 24 Abs. 5 VWGVG)

In seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schadler-Eberle/Liechtenstein) hat der EGMR in Weiterfihrung seiner
bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren geben wirde, in denen eine Verhandlung nicht geboten sei, etwa
wenn keine Fragen der Beweiswurdigung auftreten wirden oder die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien,
sodass eine Verhandlung nicht notwendig sei und das Gericht auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der
schriftlichen Unterlagen entscheiden kdnne (VWGH 03.10.2013, ZI. 2012/06/0221).

Maligebend fir die gegenstandliche Entscheidung Uber den Gesamtgrad der Behinderung sind die Art und das
Ausmal der bei der Beschwerdeflhrerin festgestellten Gesundheitsschadigungen. Zur Klarung des Sachverhaltes
wurde daher ein drztliches Sachverstandigengutachten eingeholt. Wie unter Punkt Il. 2. bereits ausgefiihrt, wurde
dieses als nachvollziehbar, vollstandig und schlUssig erachtet.

Im Rahmen des Parteiengehdrs hatten die Verfahrensparteien die Mdoglichkeit sich zu duRern. Das Ergebnis des
verwaltungsgerichtlichen Ermittlungsverfahrens wurde jedoch nicht bestritten. Es wurden der Beschwerde keine
Beweismittel beigelegt, welche mit der gutachterlichen Beurteilung der Funktionseinschrankungen nicht in Einklang
stehen. Das Beschwerdevorbringen war - wie unter Punkt Il. 2. bereits ausgefiihrt - nicht geeignet, relevante
Bedenken an den sachverstandigen Feststellungen und Beurteilungen hervorzurufen. Die Beschwerdefiihrerin wurde
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren personlich unfallchirurgisch untersucht. Die vorgebrachten Argumente und
vorgelegten Beweismittel wurden in den eingeholten Sachverstandigengutachten berucksichtigt. Sohin ist der
Sachverhalt geklart und unbestritten. Daher konnte die Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung unterbleiben.
Der Anspruch einer Partei auf Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung ist auch kein absoluter. (VfGH vom
09.06.2017, E 1162/2017)

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemald § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwWGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Vielmehr hangt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. MaRRgebend sind die Art des Leidens und das festgestellte
Ausmal3 der Funktionsbeeintrachtigungen.

Es handelt sich um eine einzelfallbezogene Beurteilung, welche im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten
Grundsatze vorgenommen wurde.
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